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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Wohnungsbau und -eigentum

Gleich mit drei Motionen beabsichtigte der Präsident des Hauseigentümerverbands
(HEV) und Nationalrat Hans Egloff (svp, ZH) im Jahr 2015, Regelungen betreffend das
elektronische Grundstückinformationssystem (E-Gris) anzupassen, welches in Terravis,
das neu geschaffene, elektronische Auskunftsportal für Grundbuchdaten und Daten der
amtlichen Vermessung in der Schweiz, integriert ist. Zum einen störte sich Egloff wegen
Befürchtungen des Datenmissbrauchs am generellen Einsichtsrecht für Anwälte und
andere Berufsgruppen, die das System nur punktuell nutzen würden und die ihre
Anfragen deswegen wie bis anhin über die kantonalen Grundbuchämter durchführen
sollen (Mo. 15.3319). Eine zweite Motion zielt darauf ab, den Grundeigentümern ein
Einsichtsrecht in die Grundbuchdaten via Terravis zu verschaffen, damit diese
Abfragen überprüfen und allfällige Missbräuche feststellen könnten (Mo. 15.3323). Nicht
zuletzt sah der HEV-Präsident die Grundbuchdaten in staatlichen Händen am ehesten
in Sicherheit, weswegen er in einer dritten Motion (Mo. 15.3320) forderte, dass das
elektronische Grundstückinformationssystem staatlich oder durch eine unabhängige
privatrechtliche Organisation betrieben werden soll und nicht wie aktuell von der Six
Group, die sich im Besitz verschiedener Schweizer Banken befindet. Der Nationalrat
beriet 2015 lediglich über das Einsichtsrecht für Grundeigentümer. Auf Anraten des
Bundesrates nahm die grosse Kammer das Anliegen als Erstrat mit 123 zu 52 Stimmen
an. 1

MOTION
DATUM: 21.09.2015
MARLÈNE GERBER

In der Frühjahrssession befürwortete der Ständerat als Zweitrat auf Anraten seiner
Kommission ebenfalls eine Motion Egloff (svp, ZH) mit der Forderung nach einem
Einsichtsrecht für Grundeigentümer in im elektronischen
Grundstückinformationssystem (E-Gris) getätigte Anfragen. Beinahe zeitgleich und
ebenfalls aus Datenschutzgründen beschloss der Nationalrat in der Sommersession
2016, eine Revision des Zivilgesetzbuches betreffend den elektronischen Zugriff auf das
Grundbuch auf Anraten seiner Kommission zurückzuweisen. 2

MOTION
DATUM: 29.02.2016
MARLÈNE GERBER

Im Rahmen der nationalrätlichen Beratungen zur Revision des Zivilgesetzbuches in
Bezug auf das Grundbuch erfuhren die beiden noch hängigen Anliegen von Hans Egloff
(svp, ZH) starke Unterstützung. Der Nationalrat beantragte die Rückweisung des
Geschäfts unter anderem mit dem Auftrag an den Bundesrat, eine strengere
Zugriffsbeschränkung zum elektronischen Grundstückinformationssystem
auszuarbeiten, wie dies Egloff in der einen Motion 15.3319 forderte. Im Sinne der
zweiten Motion 15.3320 erhält der Bundesrat im Falle der Rückweisung ebenfalls den
Auftrag, den Betrieb des informatisierten Grundbuchs in eine „öffentlich-rechtliche
Trägerschaft unter überwiegendem Einfluss des Bundes oder der Kantone" zu
überführen. 3

MOTION
DATUM: 14.06.2016
MARLÈNE GERBER

Im März 2017 zog Hans Egloff (svp, ZH) zwei Motionen mit der Forderung nach
strengeren Zugriffsbeschränkungen zum elektronischen
Grundstückinformationssystem (E-Gris) zurück (Mo. 15.3319; Mo. 15.3320). Im Rahmen
der Arbeiten zur Revision des Zivilgesetzbuches in Bezug auf das Grundbuch hatte sich
herausgestellt, dass eine Mehrheitsbeteiligung der Kantone oder des Bundes an E-Gris
– wie dies die Motion 15.3320 gefordert hätte – nicht gewünscht resp. aufgrund
kantonaler Hoheit ausgeschlossen wäre. Ferner hatte die ständerätliche Beratung der
Vorlage gezeigt, dass die kleine Kammer keine datenschutzrechtlichen Bedenken in
Zusammenhang mit der Inbetriebnahme der privatrechtlichen Auskunfts- und
Dienstleistungsplattform Terravis äusserte, da die Führung des Grundbuchs nach wie
vor durch die Kantone erfolge. 4

MOTION
DATUM: 15.03.2017
MARLÈNE GERBER
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Handwerker und Unternehmer, die auf einem Grundstück Arbeit geliefert haben, haben
am betroffenen Grundstück Anspruch auf das sogenannte Bauhandwerker-Pfandrecht,
resp. können das Pfandrecht im Grundbuch eintragen lassen. Damit können sich die
Leistungserbringer im Falle einer Nichtbezahlung ihrer Arbeit absichern. Der
Eigentümer des Grundstücks kann dies abwenden, indem er gemäss Art. 839 Abs. 3 ZGB
für die Forderung «hinreichende Sicherheit leistet». Gemäss Thierry Burkart (fdp, AG)
gestalte sich diese Form der Ersatzsicherheit für die Eigentümer, Generalunternehmen
und Investoren hingegen seit einem kürzlich gefällten Bundesgerichtsentscheid als
schwierig, da auch die zeitlich unbeschränkte Sicherstellung der Verzugszinsen
garantiert werden müsse. Aufgrund der theoretisch unbeschränkten Laufzeit der
Verzugszinsen sei die Höhe der Ersatzsicherheit nicht vorgängig bestimmbar. Aus
diesem Grund verlangte der freisinnige Nationalrat mit einer Motion die
Konkretisierung der hinreichenden Sicherheit im Bauhandwerker-Pfandrecht.
Nachdem der Bundesrat das Anliegen zur Annahme empfohlen hatte, folgte der
Nationalrat diesem Antrag in der Frühjahrssession 2018 diskussionslos. 5

MOTION
DATUM: 16.03.2018
MARLÈNE GERBER

Auf Anraten seiner einstimmigen RK-SR nahm auch der Ständerat als Zweitrat die
Motion Burkart (fdp, AG) betreffend die Konkretisierung der hinreichenden Sicherheit
im Bauhandwerker-Pfandrecht in der Herbstsession 2018 diskussionslos an. Somit
wurde das Anliegen an den Bundesrat überwiesen, der sich in seiner Antwort auch
bereits positiv zur Motion geäussert hatte. 6

MOTION
DATUM: 19.09.2018
MARLÈNE GERBER

Im März 2019 lieferte der Bundesrat die per Postulat verlangte Gesamtschau zum
Stockwerkeigentum. Basierend auf einem speziell in Auftrag gegebenen
Rechtsgutachten kommt die Regierung zum Schluss, dass sich das Stockwerkeigentum
grundsätzlich bewährt habe, einzelne rechtliche Anpassung aber trotzdem nötig seien.
Dies vor allem in Bezug auf die Errichtung von Stockwerkeigentum vor Erstellung eines
Gebäudes, seine Bindung an selbständiges und dauerndes Baurecht,
Sondernutzungsrechte, Sicherungsmittel, Vermögens- und Handlungsfähigkeit der
Gemeinschaft sowie gewisse Vorgaben zu den Ausschlussmöglichkeiten. 7

POSTULAT
DATUM: 08.03.2019
SEAN MÜLLER

1) AB NR, 2015, S. 1704 f.
2) AB SR, 2016, S. 9 f.; NZZ, 4.4.16; SoZ, 5.6.16
3) AB NR, 2016, S. 1052 ff.
4) AB SR, 2016, S. 1195 ff.; Mo. 15.3319; Mo. 15.3320
5) AB NR, 2018, S. 530; BGE 142 III 738
6) AB SR, 2018, S. 711
7) Bericht BR vom 8.3.19
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